WOHNBAUFORSCHUNG

NIEDEROeSTERREICH;

WOHNBAUFORSCHUNGSERFASSUNG 2000

ERFASSUNGSNUMMER:

822034

SIGNATUR:




WBF2000  822034

KATALOG:




A, INDEX ST. POeLTEN

STATUS:




22  2

BESTART:




E

LIEFERANT: 

WOHNBAUFORSCHUNG DOKUMENTATION 2000, WBF2000, WBFNOE

ERWAR:




B

EXEMPLAR:



1

EINDAT:




2000 07 10

BDZAHL: 




1 Buch

HAUPTEINTRAGUNG:
Das N.Oe. Wohnbaufoerderungsmodell nach Freibauer

TYP:





1

VERFASSER – VORL:
Forschungsgesellschaft fuer Wohnen, Bauen und Planen, Wien


Schef i.R. Dipl.-Ing. Hermann Lebada


Prof.Univ.Doz.Dr. Reinhold Schuerer-Waldheim


Dipl.-Ing.Dr.techn.Bernd Riessland


Hofrat i.R.Ing.Othmar Buchmeiser


Kurt Schmeisser


Brigitte Schaettin


Claudia Coemert


Veronika Krenn

NEBEN – PERSONEN





NEBEN – SACHTITEL:


ZUSAeTZE:




F 2034

VERLAGSORT, BEARBEITERADRESSE: 







Forschungsgesellschaft für Wohnen







Bauen und Planen







Löwengasse 47







A-1030 Wien

VERLAG, HERAUSGEBER:
Im Eigenverlag

E-Jahr:




1994

UMFANG:




66 Seiten 

FUSSNOTEN HAUPTGRUPPEN 

ABGEKUeRZT:



GEGL, SOGL

SACHGEBIET(E)/ EINTEILUNG 

BMWA: 




Rechtliche Probleme

ARBEITSBEREICH (EINTEILUNG 

NACH F-971, BMWA): 


Wohnungswirtschaft

SW – SACHLICHE (ERGAeNZUNG)Wohnbauförderungsrecht, Wohnbauträger

PERMUTATIONEN:


S1 / S2

BEDEUTUNG FUeR NIEDEROeSTERREICH: 

Grundaussagen ueber das NOe-Wohnbaufoerderungsmodell, Fortsetzung von F-2020.

BEDEUTUNG FUeR DEN WOHNBAUSEKTOR:

Technische Aufarbeitung empirischer Ergebnisse des NOe-Wohnbaufoerderungsmodells.

KURZFASSUNG

Umfrage bei Bauträgern 

Erfaßt wurden 63 Wohnobjekte mit insgesamt 939 Wohnungen und 68.196m² Wohnfläche.

Verhältnismäßig geringe Anlaufschwierigkeit 

Keine Umstellungsprobleme, aber Umplanungen mußten öfters durchgeführt werden, um ein optimales Verhältnis der Wohnungsgröße zur Fördersumme zu bekommen.

Gute Akzeptanz bei Bauträgern 

Positive Einstellung der Bauträger; eine Förderungsstufe über 70m² wird vermißt. Dem kann entgegengehalten werden, daß bei Familien ab 3 Kinder die Möglichkeit der Wohnungszusammenlegung besteht. Es kann z.B. eine große und eine kleine Wohnung zusammengelegt werden. Dafür erhält der Wohnungswerber auch die Superförderung. Später können die Wohnungen wieder getrennt werden.

Die vorgesehenen öS 16.590,-/m² reichen lt. Aussage vieler Bauträger trotz niedrigstem Ausstattungsstandard nicht aus.

Kleinwohnungen (Single-Wohnungen) sind kaum gefragt und im ländlichen Raum nicht absetzbar.

Absturz der Bauwirtschaft verhindert

Durch das Freibauermodell wurden zusätzlich über 13.000 Wohneinheiten in 3 Jahren gefördert. Dadurch wurde die Bauwirtschaft nicht unerheblich belebt.

Auswertung der Stichprobe (Befragung der Bauträger)
Die durchschnittlichen m²-Kosten betragen öS 19.260,-. Die mittlere Wohnfläche beträgt 72,6m², die mittleren Kosten je Wohneinheit öS 1,398.300,-. Die größte Häufigkeit der Wohnungen liegt bei 70 - 80m².

Wohnungsgröße

35 - 50m²
59 WE
6,8%

51 - 70m²
197 WE
22,7%

darüber
612 WE
70,5%

Baukosten

Diese bewegen sich zwischen öS 14.200,-/m² bis öS 27.400,-/m². Die Gesamtsumme der bei den Umfragen erfaßten Objekte beträgt 1,32 Mrd. Schilling.

Basisförderung

Für die erfaßten Objekte wurde im 1. Jahr eine Basisförderung von öS 42,166.500,- in Anspruch genommen. Das sind 3,2% der Baukosten. Mit der Erhebung wurden 63.153m² Gesamtnutzfläche erfaßt. Daraus errechnet sich ein durchschnittlicher jährlicher AZ von öS 668,-/m² Wohnfläche oder öS 49.260,-/Wohnung.

Bei jährlich 4.000 Wohnungen ergibt das einen Finanzbedarf von 200 Mio. Schilling im 1. Förderungsjahr. In jedem weiteren Jahr kommen jeweils wieder 200 Mio. Schilling dazu.

Vornehmlich 5% Superförderung

Im Zeitraum von 1993 bis 1996 wurden 2.459 Bewilligungen für Superförderungen mit einem Betrag von öS 69 Mio. erteilt.

Aufgeschlüsselt nach den einzelnen Förderungsstufen sind das:


1%    8,8%


2%  13,3%


3%  10,9%


4%  11,3%


5%  55,7%


     100,0%

Vergleich mit den Jahresberichten des Landes

Durch das Freibauermodell konnte die Totzeit des AZ, bedingt durch die vereinfachte Administration, wesentlich reduziert werden. Die maximale Wartezeit beträgt derzeit 1 - 1,5 Jahre. Bei dringendem Bedarf wird der Fall sofort behandelt. 

Auch die tatsächliche Bauzeit beträgt derzeit in der Regel 15 Monate, vereinzelt sogar unter 12 Monate.

Keine Einbußen durch das Sparpaket

Dank der Freibauer - Konzeption hat der paktierte Beitrag zur Entschuldung des Staatsdefizits die Liquidität des Landes geschont.

Aufgestauter Wohnbedarf abgebaut?

Hintergrund:

In der Rezessionsphase 1981 - 1991 wurden weniger Wohnungen als in Jahrzehnten davor gefördert. Die Länder haben dabei aber ansehnliche Geldmittel angesammelt.

Die starke Wohnbautätigkeit 1995/96 ist u.a. eine Folge des Babybooms.

Bedarfsschätzung

Wohnungsbedarf in NÖ seit 1990:

Im Zeitraum von 1990 - 1995 wurden in NÖ Förderungen für 45.872 Wohnungen zugesichert.

Detaillierte Angaben über Fertigstellungen liegen nicht vor. Darüber hinaus hat die FGW verschiedene Studien herangezogen, wie 

 


Korzendörfer / Troper: „Die neue Wohnungsnot“


ÖROK 1992 Riessland WIFO.

Daraus hat die FGW ihre Schlüsse gezogen und prognostiziert für die Jahre bis 2000 einen jährlichen Wohnungsbedarf von 9.200 und danach von 8.500 Wohnungen.

Die Dekade 1991 - 2001 zur Halbzeit  
 

In Abänderung der ÖROK-Prognose hat die FGW einen Abstrich
 gemacht. Demnach wird es im Jahre 2000 in NÖ voraussichtlich 710.000 Wohnungen geben und im Jahre 2011 774.800. Danach wird der Zuwachs deutlich zurückgehen. 

NÖ Bevölkerungsentwicklung nach Bezirksgruppen:

Dies ist eine Mehrleistung der FGW, die nicht im Auftrag enthalten ist. Aus der ÖROK-Dokumentation 126 vom Mai 1996 hat die FGW aus den dort angeführten 5 Bevölkerungsszenarien das Basisszenario als das wahrscheinlichste ausgewählt. Daraus ist bis zum Jahre 2006 mit einem Wachstum der Bevölkerung von 3,3% und bis 2011 von 4,5% zu rechnen.

Wohnbestand 2001 bis 2011:

Die ÖROK-Studie 127 prognostiziert für NÖ einen Wohnungsbedarf für den Zeitraum von 2001 - 2011 von 17.000 Einheiten und für 1991 - 2011 eine Bevölkerungszunahme von 83.777 Personen. Das heißt, daß wesentlich mehr Wohnungen benötigt werden, als es dem Bevölkerungszuwachs entsprechen würde.

Nachholbedarf gedeckt?

Die vielen am „Prognosemarkt“ befindlichen Studien wurden dokumentiert und erläutert und die nach Meinung der FGW plausibelste Variante zugrundegelegt. Die FGW hat verschiedene Prognoseszenarien geprüft. Daraus lassen sich keine Indikatoren dafür finden, ob ein Nachfrageüberhang an Wohnungen durch die abgelaufene Förderungsoffensive abgebaut wurde oder nicht. Wieviele Wohneinheiten sich in der Warteschlange zu einem bestimmten Zeitpunkt befinden, kann derzeit nicht herausgerechnet werden.

Lt. Angaben des Amtes der NÖ-Landesregierung hat sich der Nachfragebedarf ebenfalls entspannt.

Aus unseren Erhebungen haben sich 46 Leerstehungen zum Zeitpunkt der Fertigstellung bzw. der Übergabe ergeben.

Hochgerechnet auf die geplanten 4000 WE ergibt das eine Ziffer von 215 WE oder 5,4 %.

Bauträger berichten von mehr Selektivität der Kunden, die amtsinternen Aufzeichnungen können ebenfalls keine ansteigende Zahl Wohnungssuchender aufzeigen (das Quantil der Einkommensschwachen ausgeklammert).

Kontrollbedarf in der Wohnbaustatistik

Da die NÖ Wohnbauleistung um ca. 1.000 Eigentumswohnungen größer ist als in der amtlichen Statistik ausgewiesen, ist ein Kontrollbedarf gegeben.

Bedarfsdeckung

Entwicklung bis 1995

Vergleich der internen Daten der Förderungsverwaltung mit der FGW-Prognose 1994.

Gesamtförderung

Im 4-jährigen Untersuchungszeitraum von 1989 - 1992 wurden 31.239 Wohnungen gefördert und von 1993 - 1996 44.335 Wohnungen. Das ist eine Mehrleistung von 13.096 oder 41,9% Wohnungen bzw. von rund 950.800m² mit einem zusätzlichen Bauvolumen von 18.3 Mrd. Schilling. Die Ziffern für 1996 wurden von der FGW allerdings geschätzt.

Annahme über die neue Förderung

Die FGW nimmt an, daß weiterhin jährlich 5.000 Ein- und Zweifamilienhäuser durch zinsenlose Förderungsdarlehen, 4.000 Mehrgeschoßwohnhäuser durch Annuitätenstützungen und 7.000 Sanierungsfälle zu den derzeitigen Bedingungen gefördert werden.

Gebarung

Liquidität

Annahme der FGW, daß alle Förderungsarten unverändert bleiben, nur die Neubauförderung für den Geschoßwohnbau wird real (1993) mit 2 Mrd. Schilling per anno festgesetzt und nominell ab 1996 um 5 % jährlich gesteigert. Die forcierte Förderung von 1993 - 1997 wird ab 1998 auf das alte Maß zurückgenommen. Dadurch ergäbe sich bis zum Jahre 2005 eine kummulierte Rücklage von 21 Mrd. Schilling.

Neue Tatsachen

Durch Verbesserung der Konditionen am Kreditsektor und die Verbilligung der Baupreise konnte das Land Niederösterreich die verstärkte Neubauförderung für den Geschoßwohnbau für weitere 4 Jahre beschließen.

Einnahmen

Bis zum Jahre 2000 sind die Zweckzuschußmittel des Bundes für die Wohnbauförderung festgeschrieben. Der Landesbeitrag der Bundesmittel wurde mit 1/6 eingesetzt.

Rückflüsse

Die Rückflüsse sind durch folgende Einflußfaktoren gekennzeichnet: 
  

a) Fortfall der neuen Darlehensgewährung ab 1993;

b) Weiterbestand der Darlehenszusagen für den Eigenheimbau;

c) Entfall von Forderungstiteln infolge vorzeitiger Tilgung;

d) Entwicklungssprung bei der Rückzahlung der alten Wohnbauförderung nach 20 Jahren Laufzeit.
Die primären Rückflußzuwächse ergeben sich aus dem Annuitätensprung gemäß Tilgungsvorschriften der öffentlichen Darlehen.

Ausgaben nach der alten Förderung

Die tatsächlichen Auszahlungen von Förderungsmitteln 1993 - 1996 weichen von den geschätzten (in Jahresterminen) ab, per Saldo wurden weniger Mittel benötigt als (vorsichtig) geschätzt.

Ausgaben nach 1996

Die FGW geht von der Annahme aus, daß ab dem Jahre 2000 die Annuitätenzuschüsse für den Neubau um 8 % und ab dem Jahre 2005 um weitere 10 % angehoben werden müssen. Die Ausgabensteigerung bei Sanierung und Eigenheimen wird mit 3,5 % angenommen.

Salden

Im Lauf der Zeit kommt es zum Aufbau eines Guthabenstandes von vorläufig nicht zugewendeten Annuitätenzuschüssen in Höhe von 21,34 Mrd. Schilling. Im gleichen Zeitraum wachsen auch die Verpflichtungen für zukünftige noch zu leistende Annuitätenzuschüsse. 


Empfehlungen

Sowohl das Preisniveau im Hochbau, als auch das Zinsniveau ist derzeit niedrig, es ist wenig wahrscheinlich, daß die östereichische Wirtschaft in diesem Zustand dauernd verharrt.

Die FGW empfiehlt, bei gegebener Notwendigkeit der Anpassung an die Inflationsrate, die Objektförderung wenig oder gar nicht anzuheben, aber dafür die Subjektförderung (Superförderung) neu zu überdenken, sodaß das ursprüngliche Konzept der sozialen Staffelung wieder mehr zur Geltung kommt.

Sollte sich im Lauf der Zeit erweisen, daß der Zudrang an Förderungsbegehren aus den Ballungsräumen gar nicht oder wenig nachläßt, dann stehen dem Land noch Strategien des Einsatzes von zusätzlichen Mitteln, aber auch Einschränkung von Sanierungen und Eigenheimbauvolumen offen. 

Unter Landesmittel verstehen wir hier nicht nur das traditionelle Landessechstel, sondern auch jene Zweckzuschußmittel, die nicht mehr ausdrücklich Wohnbauförderungszwecken zugeführt 

werden müssen.

Die Expertenkonferenz der FGW am 18.6.1996 in Linz hat empfohlen, den Sanierungssektor einzuschränken. In gleicher Weise kann man annehmen, daß das Land vielleicht auch seine Eigenheimquote variiert.

Man könnte auch daran denken, den Objektannuitäten-Zuschuß nach 15 Jahren zu halbieren, oder man könnte ihn nach dem Vorbild von Salzburg so gestalten, daß er in den ersten 5 Jahren gleichbleibend und ab dem 6. Jahr mit 5% vom fallenden Kapital gewährt wird.

Weiters ist es denkbar, die Objektannuitätenzuschüsse rückzahlbar zu gestalten. Zwar ist das AZ-Sytem im kameralistischen Sinn verschuldungsschonend, weil anstelle der namhaften Förderdarlehen die Annuitätenzuschüsse in den Ausgaben vorläufig sparsamer sind. D.h. das Land Niederösterreich kann auf die ansehnlichen Zweckzuschußmittel vorübergehend akkumulieren, und die Gesamtverschuldung des Landes aus anderen Verpflichtungen senken.  

Aber nach den Maastricht-Kriterien ist eine Annuitätenzuschußförderung verschuldenswirksam, wenn sie nicht rückzahlbar gestaltet ist
.

Ergebnis
Das NÖ Wohnbauförderungsmodell nach Freibauer kehrt das bisher bestandene Wohnungsdefizit in einen Überhang um.

Als Ergebnis der detaillierten Untersuchung der vorausschauenden Geldstromrechnung kann die FGW festhalten, daß nach den gegebenen Annahmen und der ungünstigsten Version die Rücklagenbildung erst im Jahre 2005 ihren Höhepunkt erreicht und ab dann eine gegenläufige Entwicklung der zurückgestellten Mittel einsetzt, die infolge der akzelierenden Anhäufung der Annuitätenzuschüsse noch ca. 11 Jahre bis zum völligen Verzehr derselben dauern wird.

Aber im Jahr 2016 würden noch offene Verpflichtungen aus gewährten AZ-Zusagen in der Größenordnung von 65 Mrd. Schilling bestehen, die das Land später durch eine (indexierte?) Rückzahlungsverpflichtung wieder hereinbringen könnte.

Bis dahin sollte sich die demographische Entwicklung entspannt haben, und der Bestand an Wohneinheiten wäre so weit erhöht, sodaß ein völliger Umbau der Wohnungsversorgungspolitik erfolgen kann. Zwischenzeitig sollen die zurückgestellten Mittel nicht angegriffen werden, andernfalls würde das System vorzeitig kollapieren.

Die oben angegebenen Daten verändern sich in dem Maß, als der Übergang zu einem anderen Förderungssystem schon zu einem früheren Zeitpunkt vollzogen wird.

� 	Vergleiche „Das öffentliche Haushaltswesen“, Heft 1-2, 1997 �Van der Bellen: Maastricht und die Budgetfolgen: Defizite, Verschuldungsgrenzen, Stabilitätspakte. Es wird zwischen Netto-Defizit und Maastricht-Defizit unterschieden, insbesondere S 4, Fußnote 13. Darlehen werden in der Maastricht-Konvention nicht als defizit-relevant gewertet, Annuitätenzu�schüsse hingegen sehrwohl.





